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Die Mitgliederversammlungen hal-ten uns immer wieder dazu an, aufunsere Arbeit und ihre Rahmenbe-dingungen in den letzten beidenJahren zurückzublicken. Pragmatis-mus, schnelle Problemlösungenohne die Last orientierender Werte,oberflächliche Analysen so lassensich die gesellschaftlichen Rahmen-bedingungen beschreiben, gegendie wir unsere Arbeit seit einigenJahren organisieren. Unsere Orien-tierung an Grund- und Menschen-rechten, an demokratischer Gestal-tung erscheint darin oft hoffnungs-los veraltet. So bleibt uns vor allemein immer wieder erneuertes „Trotz-dem!“, in dem wir die gegenwärti-gen Entwicklungen an unserengrundlegenden Maßstäben beurtei-len, immer erneut unsere Kritik for-mulieren und Perspektiven aufzei-gen – unsere Utopien reformulierenund uns nicht nur im Abwehr-kampf gegen den Abbau liberalerund sozialer Menschenrechte aufrei-ben. 
Der alltäglich erneuerte Wider-spruch gegen die Zumutungen herr-schender Politik ist zwar auch not-wendig. Aber wir dürfen uns nichtdavon beherrschen lassen, sondernmüssen auch Themen und Proble-me selbst wählen und tiefschürfen-der analysieren, um nicht immernur den Zumutungen hinterherzu-laufen. In all diesen Kämpfen müs-sen wir uns sorgfältig PartnerInnensuchen, die zumindest partiell unse-ren radikal-demokratischen Ansatzteilen und ein Stück gemeinsam mituns gehen. 
Solche Fragen und Problemehaben das Komitee für Grundrech-te und Demokratie von Anfang anbegleitet. Schon in den Gründungs-überlegungen ist davon die Rede,dass es vergeblich erscheinenkönne, sich gegen die Tendenz fort-laufender Ausbreitung einer repres-siven Bürokratie zu stemmen (vgl.

Freiheit + Gleichheit, Heft 1). Auchdie Themen, die damals die zentra-len waren, sind dieselben, die unsnoch heute beschäftigen, bis hinzum damals aktuellen Thema derBerufsverbote, das uns im letztenJahr erneut aufgetischt wurde. 
Das Komitee besteht nun also25 Jahre! Seine Arbeit erscheint unswichtiger denn je, auch wenn Sisy-phos das Urbild zu sein scheint. Sohaben wir uns in diesem Jahr des25-jährigen Jubiläums nicht gefei-ert, sondern unsere Arbeit engagiertfortgeführt. Über eines allerdingswürden wir uns anlässlich diesesJubiläums freuen: über weitere„Geburtstagsgeschenke“, die unsereArbeit erst ermöglichen. 
Im folgenden Arbeitsberichtwerden nur die wichtigsten Schwer-punkte der Komitee-Arbeit in Kürzedargestellt. Ein ausführlichererBericht kann im Sekretariat bestelltwerden und ist auf unserer Internet-Seite (www.grundrechtekomitee.deunter „Artikel“) zu finden. Überunsere Gefangenenarbeit werdenwir Anfang nächsten Jahres berich-ten.

1. Friedensarbeit des 
Komitees

Inhaltlich konzentrierte sich dieFriedensarbeit des Komitees imBerichtszeitraum vor allem auf die
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aktuellen Kriege und Krisen (u.a.Irak, Afghanistan, Iran, Türkei/Kurdistan) und die parallel ent-wickelten neuen strategischen Pla-nungen der USA, der NATO undder EU. Die mit der Militarisierungder EU – konkretisiert u.a. im Ver-fassungsentwurf und in der neuenEuropäischen Sicherheitsstrategie(ESS) – verbundenen Gefahren wur-den herausgearbeitet und in denMittelpunkt der friedenspolitischenÖffentlichkeitsarbeit des Komiteesgerückt. 
Die Begleitung von Strafprozes-sen machte einen weiteren Anteilder Arbeit aus. Intensiv begleitetwurden die Strafprozesse, die sichim Anschluss an die gewaltfreienSitzblockaden vor der US-Airbase inFrankfurt ergeben haben. Über 50Personen hatten Strafbefehle wegendes Nötigungsvorwurfs erhalten.Letztlich bestätigte das Oberlandes-gericht die Freisprüche des Landge-richts im September 2005. Ebenfallswurde die Einstellung von über1.300 Bußgeldbescheiden wegen

Arbeitsbericht 
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25 Jahre 
Komitee für Grundrechte und Demokratie

Wir freuen uns über die Treue so vieler Mitglieder und
FördererInnen! Dennoch brauchen wir auch neue Mit-
glieder und bitten um „Geburtstagsgeschenke“, die
unsere Arbeit erst ermöglichen! Herzlichen Dank!
Volksbank Odenwald, Konto: 8 024 618, BLZ: 508 635 13 
Eine Spendenquittung erhalten Sie Ende Januar 2006.



Verstoßes gegen das Versammlungs-recht erreicht. Im November 2005schließlich wurden vom HessischenVerwaltungsgerichtshof in letzterInstanz auch noch die Verfahrenhinsichtlich der vom Land Hessengeforderten Gebühren für polizeili-ches Wegtragen, Transport undGewahrsamsunterbringungen zuunseren Gunsten entschieden: DiePolizei habe nicht das verhältnis-mäßig geringste Mittel eingesetzt,um den Platzverweis durchzusetzen.Anfang 2005 veröffentlichten wirzusammen mit der Zeitschrift „Frie-densforum“ eine Dokumentationzu den Prozessen. 
Ebenfalls unterstützte dasKomitee die AtomwaffengegnerIn-nen, die die Soldaten am Atomwaf-fenstandort in Büchel aufgeforderthatten, sich der nuklearen Teilhabeder Bundeswehr zu verweigern.Auch hier wurde kürzlich vor demOLG Koblenz ein juristischer Erfolgverbucht. 
Das Komitee arbeitet kontinu-ierlich in der Kooperation für denFrieden mit, die sich im Januar2003 neu gegründet hat und die imNetzwerk Friedenskooperativezusammengeschlossenen Gruppenund Organisationen inhaltlich undstrukturell verbindlicher koordi-niert. 
Zum Thema Frieden geben wirimmer wieder BürgerInnen-Infor-mationen heraus, die von vielen auf-grund ihrer Kürze und klaren Argu-mentation sehr geschätzt werden.Im März 2005 erschien eine Bürge-rInnen-Information zum andauern-den Kriegsgeschehen in Tschet-schenien, im September 2005 einezum drohenden Krieg gegen denIran. 
Das Buch „Geschichten aus der

Friedensbewegung“ wurde im Mai2005 veröffentlicht. Herausgegebenvon Andreas Buro versammelt esGeschichten und Anekdoten aus 50Jahren Friedensbewegung in derBundesrepublik Deutschland. Einsystematisierter Überblick über dieverschiedenen Etappen der Frie-densbewegung rundet den Band ab.
Martin Singe arbeitet für dasKomitee weiterhin in der Redaktionder Zeitschrift „Friedensforum“mit, die sechs mal jährlich vomNetzwerk Friedenskooperative her-ausgegeben wird. 
Der Rechtshilfefonds für Total-verweigerer wird von den Komitee-Finanzen unabhängig geführt. 

2. Aktion 
„Ferien vom Krieg“

In den Sommermonaten der Jahre2004 und 2005 konnten rund2.250 Kinder und Jugendliche ander Komitee-Aktion „Ferien vomKrieg“ teilnehmen. 370 Jugendlichebzw. junge Erwachsene aus Israelund Palästina nahmen an Seminar-begegnungen in Deutschland teil.Die gemeinsame Aufarbeitungwechselseitiger „Feind“-Erfahrun-gen und das Kennenlernen derjeweils anderen Geschichte undSelbstwahrnehmung spielen einezentrale Rolle in diesen Seminaren. 
Aus dem Jugoslawien-Fonds desKomitees wurde außerdem eineKinderfreizeit für serbische Flücht-lingskinder am Stadtrand von Bel-grad unterstützt. In Palästina wur-den wiederum Ferienspiele für Kin-der aus Flüchtlingslagern, u.a. ausBethlehem und Nablus, organisiert.
Helga Dieter, die die koordina-torische und inhaltliche Gesamtlei-tung des Projektes für das Komitee

besorgt, erhielt im Oktober 2005den „Panter-Preis“ für ehrenamtli-ches Engagement von der „tageszei-tung“ überreicht. Unter 12 Kandi-datInnen fiel die Wahl der LeserIn-nen der taz auf Helga Dieter mitüber 1.300 Stimmen. Das Preisgeldin Höhe von 5.000 Euro hat HelgaDieter in voller Höhe dem Projektzur Verfügung gestellt. Insgesamt istdas Spendenaufkommen für „Feri-en vom Krieg“ nach wie vor hoch.Allerdings hat sich auch die Ausga-benseite erheblich erhöht: die Semi-nare für die Israelis und Palästinen-ser in Deutschland sind wegen derUnterbringungskosten und Flugko-sten sehr hoch, und auch auf demBalkan ziehen die Preise wieder stär-ker an.

3. Innere Sicherheit und 
Demonstrationsrecht

Gegen den Wahn von Sicherheitauf Kosten von Freiheitsrechtenargumentierten und handelten wirin verschiedenen Kontexten. Seitnine-eleven reißen die Begründun-gen nicht ab, zum Kampf gegen denTerrorismus, wie auch gegen andereGefahrenkonstrukte Daten inimmer größerem Ausmaß zu sam-meln und zu speichern. Die techni-schen Möglichkeiten der Speiche-rung und Verarbeitung sind gewach-sen, und damit wachsen auch dieBegehrlichkeiten. 
Im Verlauf des Jahres 2005haben uns mehrere Hausdurchsu-chungen beschäftigt, die bei Einzel-nen, Gruppen, aber auch bei Jour-nalisten und Redaktionen stattfan-den. In mehreren Fällen urteiltenLandgerichte kurz danach, dassdiese Hausdurchsuchungen rechts-widrig waren. Die fadenscheinigbegründete Hausdurchsuchung derRedaktion von labournet - gegen diewir mit einer schnellen Unterschrif-tensammlung protestiert hatten -wurde bisher auch gerichtlich legali-siert. Solche Hausdurchsuchungenlegen nahe, dass es wesentlich umdas Ausspionieren von politischenZusammenhängen geht. 
Einer unserer Schwerpunkteblieb auch in diesem Berichtszeit-raum die Demonstrationsbeobach-tung, die Begleitung von daraus ent-stehenden Gerichtsverfahren unddie Beratung von denjenigen, dieselbst Demonstrationsbeobachtun-gen planen, und denen, die
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Arbeitsausschuss:
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während Demonstrationen in Kon-flikte mit der Polizei verwickelt wer-den:• die unangekündigte Versamm-lung von WagenburgbewohnerIn-nen in Hamburg (April 2004) – dienoch laufenden Prozesse beobachtetSonja Tesch.•  gemeinsam mit dem „arbeitskreiskritischer juristinnen und juristenan der humboldt-universität berlin“die Demonstrationen anlässlich des1. Mai 2004 in Berlin • die Demonstrationen rund umden Castortransport ins Wendland(November 2004) • den Protest gegen das alljährlicheTreffen der Gebirgsjäger auf demHohen Brendten bei Mittenwald(Pfingsten 2005)
Entgegen vielen Stimmen, dieein Verbot von Demonstrationenfordern, die im Umfeld von NPDund rechten Kameradschaften orga-nisiert werden, sprechen wir uns fürden uneingeschränkten Erhalt desGrundrechts auf Meinungs- undVersammlungsfreiheit aus. Deshalbhaben wir auch in einem offenenBrief an die Bundestagsabgeordne-ten gegen die Einschränkung desVersammlungsgesetzes und dieErweiterung des Strafgesetzbuchesangesichts der Feiern um den 8. Maiargumentiert. Statt staatlichen Ver-boten ist die gesellschaftliche Aus-einandersetzung geboten. 
Zwei Prozesse vor FrankfurterGerichten zum Versammlungsrechtvon Abschiebegegnern beobachte-ten Christa Sonnenfeld und RainerDeppe für das Komitee. Hier geht eseinerseits um das Versammlungs-recht im Flughafen und andererseitsjenes online im Internet.
Im Jahr 2004 hörten wir auchvon dem für uns zunächst unglaub-lichen Vorfall eines erneutenBerufsverbotes im Land Baden-Württemberg. Ein Realschullehrerwurde aufgrund seines politischenEngagements nicht eingestellt. Wirformulierten ein Protestschreibenund beteiligten uns an einerDemonstration und Kundgebungin Heidelberg. Leider ist dieserdemokratiefeindliche Akt inzwi-schen von Hessen wiederholt wor-den. 

4. EU-Verfassung
Seit Anfang des Jahres 2004

beschäftigen wir uns genauer mitdem Entwurf eines Vertrages übereine Verfassung für Europa. Wir kri-tisierten, dass der vom Europäi-schen Konvent vorgelegte Entwurfeiner EU-Verfassung in keinerWeise den Ansprüchen an einedemokratisch menschenrechtlicheGestaltung dieses Zusammenschlus-ses entspricht. Gemeinsam mit demRepublikanischen Anwältinnen-und Anwälteverein gaben wir imApril 2004 die Broschüre „Dieeuropäische Konstitution des Neoli-beralismus - Für eine demokratischeeuropäische Verfassungsbewegung“heraus.
Nach der Ablehnung durch dieBevölkerungen Frankreichs und derNiederlande im Sommer 2005 liegter auf Eis - allerdings werden ent-scheidende Teile inhaltlich bereitsumgesetzt. Auf unserer Jahresta-gung in Arnoldshain im September2005 führten wir die Auseinander-setzungen um diese Themen fort.Im Anschluss daran bemühen wiruns mit anderen um eine demokra-tische europäische Verfassungsbe-wegung von unten. Eine europäi-sche Demokratie, zusammengesetztaus vielen Demokratien, muss vonunten wachsen.

5. Medizinsystem und 
elektronische Gesund-
heitskarte

Ende des Jahres 2004 wurden wirdurch Medienberichte auf die Pla-nungen zur elektronischen Gesund-heitskarte aufmerksam. Unsschreckten die Absichten auf, medi-zinische Daten möglicherweise zen-tral zu speichern, und es erschienuns notwendig, die Kritik an dergeplanten Gesundheitskarte miteiner Kritik am Gesundheitssystemzu verbinden. Unser Aufruf zurGründung einer Arbeitsgruppe

stieß auf breites Interesse. AnfangNovember diesen Jahres trafen wiruns ein erstes Mal und vereinbarteneine längerfristige Zusammenarbeit,um gegen das vorherrschendeAkzeptanzmanagement - vor allemauch des Bundesgesundheitsmini-steriums - Aufklärungspolitik zubetreiben. 

6. Arbeitsgruppe Flucht 
und Migration

Die Arbeitsgruppe Flucht undMigration hat sich im Jahr 2004 vorallem für die internationale UN-Konvention zum Schutz der Rechtealler Wanderarbeitnehmer undihrer Familienangehörigen in Formeiner Sammelpetition eingesetzt.Diese UN-Konvention, die denWanderarbeiterinnen und Wander-arbeitern, auch denen, die sich „ille-gal“ in einem anderen Land aufhal-ten, bestimmte Grundrechte zuer-kennt, wurde bislang von keinemder wohlhabenden und industriali-sierten Ländern ratifiziert. Auchnicht von der BundesrepublikDeutschland. 
Über 1.500 Bürgerinnen undBürger, sowie zahlreiche Organisa-tionen haben sich der komiteeli-chen Petitionsinitiative angeschlos-sen. Eine Antwort des Petitionsaus-schusses auf das Petitionsbegehrensteht noch aus. 
In einer Erklärung wandte sichdas Komitee gegen den schäbigenund menschenrechtswidrigenUmgang mit den Flüchtlingen, diedas deutsche Rettungsschiff „Cap-Anamur“ im Mai 2004 aus demMittelmeer gefischt hatte. Die „Cap-Anamur-Affäre“ war zugleichAnlass, das Thema der exterritoria-len EU-Lager in Nordafrika aufzu-greifen. Gemeinsam mit dem „Nie-dersächsischen Flüchtlingsrat“ undder „Forschungsgesellschaft Flucht
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und Migration“ hat das Komitee imJahr 2005 einen Material- und Dis-kussionsband mit dem Titel „Ausge-LAGERt. Exterritoriale Lager undder EU-Aufmarsch an den Mittel-meergrenzen“ herausgegeben, derdie Aufrüstung und die Errichtungvon Lagern an den Mittelmeergren-zen untersucht. 
Im Jahr 2005 hat die Arbeits-gruppe gegen die Errichtung exterri-torialer europäischer Lager in Nord-afrika zusammen mit der „For-schungsgesellschaft Flucht undMigration“ im Mai 2005 eineninternationalen Appell veröffent-licht, der die nationalen undeuropäischen Parlamentarier dazuaufruft, sich gegen die Errichtungvon Lagern auszusprechen, den Auf-bau einer geheimen Lagerstrukturzu verhindern und die bestehendenLager aufzusuchen. Der Aufrufwurde in verschiedene Sprachenübersetzt und europaweit verbreitet. 
Um auf die Ver-lagerung vonMenschen auch in Deutschlandund auf den Aktionstag vor demRückführungslager in Bramsche-Hesepe aufmerksam zu machen,hatte die Arbeitsgruppe einen Auf-ruf wider die Errichtung von Lagernin der Bundesrepublik Deutschlandund der EU verbreitet, dem sichüber 600 Bürgerinnen und Bürgersowie zahlreiche Organisationenangeschlossen haben. In Zusam-menarbeit mit dem No-Lager-Netz-werk, in dem sich viele Flüchtlingeund Migranten organisiert haben,die selbst in Lager verbracht sind,hat das Komitee zu einer öffentli-chen gewaltfreien Inspektion undDemonstration am Abschiebelagerin Bramsche-Hesepe aufgerufen.Eine große Zahl der Lagerinsassenhat an der Demonstration undKundgebung teilgenommen. 

7. Arbeitsgruppe Soziale 
Menschenrechte

Das Komitee hat die von Peter Grot-tian initiierten Proteste und dieKampagne für ein Berliner Sozial-Ticket unterstützt. 
Die Arbeitsgruppe hat dieDokumentation der Referate dervon ihr im Jahr 2003 vorbereitetenJahrestagung „Eine Politik sozialerMenschenrechte in Zeiten von Ver-armung und Repression“ mit einemaktuellen Editorial versehen undherausgegeben. 

Aus einer Debatte im Arbeits-ausschuss ist die Bürgerinformation„Wider die Verkürzung sozialerMenschenrechte“ hervorgegangen,die neben einem analytischen undbewegungspolitisch perspektivi-schen Teil auch Tipps und Hinweisezum Umgang mit den Hartz-IV-Anforderungen enthält. Die Bürger-information ist inzwischen vergrif-fen.   

8. Projektgruppe Lebens-
lange Freiheitsstrafe / 
Haftbedingungen

Die Projektgruppe hat im August2004 eine Broschüre zum Thema„Nachträgliche Sicherungsverwah-rung“ herausgegeben. Nachdem dasBundesverfassungsgericht im Febru-ar 2004 entsprechende Ländergeset-ze gestoppt hatte, wurde der Bun-desgesetzgeber tätig und verabschie-dete ein Gesetz, das über die bislangschon existierende mit dem Urteilanordbare oder im Urteil vorbehal-tene Sicherungsverwahrung (SV)hinaus nun noch eine nachträglicheSV einführt, die die neue Koalitionauch noch auf Jugendliche auswei-ten will. Damit hängt über allenGefangenen mit längerer Haftstrafedas Damoklesschwert möglicherlebenslanger Haft. Die Projektgrup-pe hat eine Umfrage unter Betroffe-nen gestartet und die Ministerienum Mitteilung erster Erfahrungenbei der Umsetzung gebeten. 
Hinsichtlich der Haftbedingun-gen sind allerorten Verschärfungenzu beobachten. Angesichts derbevorstehenden Umsetzung derErgebnisse aus der Föderalismus-kommission sind für den Strafvoll-zug in stärkerer Länderverantwor-tung noch weitere Verschärfungenzu befürchten. Das Hauptziel desStrafvollzugsgesetzes – Resozialisie-rung – scheint immer mehr aus demBlick zu geraten. Hier versuchen wirein öffentliches Gegengewicht zubilden. Zum Bereich Gefangenenar-beit liegt ein eigener Bericht derGefangenenbeauftragten, SonjaVack, vor.

9. Veröffentlichungen, 
Tagungen, Sonstiges

Jährlich geben wir weitere Veröf-fentlichungen heraus: unser Jahr-buch mit jeweiligen Schwerpunkt-themen, den Grundrechte-Report

gemeinsam mit neun anderen Orga-nisationen im Fischer-Verlag, unsereInformationen. 
Im Mai 2005 haben wir zuEhren der Geburtstage von Hanneund Klaus Vack das Buch „Dasandere Deutschland nach 1945 - alsPazifist, Sozialist und radikalerDemokrat in der BundesrepublikDeutschland - Klaus Vack“ heraus-gegeben. 
In 2004 entwarfen wir des wei-teren ein neues Werbeprospekt fürdas Komitee für Grundrechte undDemokratie, das hilfreich zur Wer-bung von Interessenten ist, auchwenn das Problem der abnehmen-den Mitgliederzahl dadurch nurbegrenzt, nicht gelöst werden kann.Dieses sei all unseren Unterstütze-rInnen zur Werbung empfohlen. 
Im Jahr 2004 haben wir unse-ren Internet-Auftritt völlig neustrukturiert. Die Seiten sind benut-zerfreundlich gestaltet, leicht kön-nen aktuelle Texte und Pressemittei-lungen eingefügt werden. Bücherund Broschüren können auch onli-ne bestellt werden. Wir merken,dass immer mehr Bürger auf dieseForm der Information zurückgrei-fen und haben viel positives Echofür Gestaltung und Inhalt erhalten. 
Immer schon haben uns Bürgerund Bürgerinnen, die in Konfliktenund Schwierigkeiten Hilfe suchenoder die Informationen zu Bürger-rechtsfragen benötigen, geschrie-ben. Diese Anfragen beantwortenwir grundsätzlich alle. Bei Hilfeersu-chen können wir jedoch nur relativselten selber tätig werden, da es sichoft um Anliegen handelt, die nurmit rechtsanwaltlicher Hilfe wirk-sam bearbeitet werden könne. Aller-dings können wir häufig Vorschlägemachen, auf Literatur - oder inzwi-schen Internet-Seiten - verweisenund Kontakte zu anderen Gruppenund Organisationen vermitteln.. 
Vor allem sind es viele Gefange-ne, die sich an uns mit ihren Nötenwenden. Im Rahmen unsererGefangenenhilfe verschicken wir ca.400 Bücher und eine handvollSchreibmaschinen, die sich dieGefangenen gewünscht haben, indie Knäste. Sonja Vack, unsereGefangenenbeauftragte, berichtetüber diesen bedeutenden Teil unse-rer Arbeit. 
Martin Singe, Elke Steven,

Dirk Vogelskamp


